
§ 7 AltautoV — Mitteilungspflichten
Altfahrzeug-Verordnung
Stand: 01.01.2021 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Die Betreiber von Annahmestellen, Rücknahmestellen, Demontagebetrieben, Schredderanlagen und
sonstigen Anlagen zur weiteren Behandlung haben die jeweils gültige Bescheinigung nach § 5 Abs. 3
Satz 1 einschließlich des Prüfberichts oder das jeweils gültige Überwachungszertifikat einer technischen
Überwachungsorganisation oder einer Entsorgergemeinschaft einschließlich des Prüfberichts sowie die
gemäß § 28 Absatz 1 der Nachweisverordnung vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298), die zuletzt
durch Artikel 5 Absatz 5 des Gesetzes vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2232) geändert worden ist,
erteilte Nummer der für die Überwachung des jeweiligen Betriebs zuständigen Behörde unverzüglich
vorzulegen. Sind Annahmestellen oder Rücknahmestellen Kraftfahrzeugwerkstätten, legt die jeweils
zuständige Kraftfahrzeug-Innung die Bescheinigung einschließlich des Prüfberichts der für die
Überwachung des Betriebs zuständigen Behörde vor.

(2) Die nach § 6 für die Zulassung von Sachverständigen und Sachverständigenorganisationen
zuständigen Stellen geben die von ihnen erteilten Zulassungen und Änderungen von Zulassungen der in
§ 32 Abs. 2 des Umweltauditgesetzes bezeichneten gemeinsamen Stelle unverzüglich bekannt. Die
gemeinsame Stelle erstellt aus diesen Angaben regelmäßig zu aktualisierende Listen und gibt diese in
geeigneter Weise öffentlich bekannt.

(2a) Die Sachverständigen nach § 6 haben einer von den Ländern einzurichtenden gemeinsamen Stelle
für die von ihnen anerkannten Demontagebetriebe, Schredderanlagen und sonstigen Anlagen zur
weiteren Behandlung unverzüglich eine Durchschrift der von ihnen erteilten Bescheinigung oder des
Entzugs der von ihnen erteilten Bescheinigung zu übermitteln. Diese muss mindestens folgende
Angaben enthalten:

1. Name und Anschrift der Firma,

2. Anschrift des anerkannten Betriebs oder Betriebsteils,

3. Betriebsnummer nach § 28 Absatz 1 der Nachweisverordnung für die in Nummer 2 bezeichneten
Betriebe oder Betriebsteile,

4. Kommunikationseinrichtungen,

5. Ansprechpartner,

6. zuständige Genehmigungsbehörde,

7. Datum der Ausstellung und des Ablaufs der Bescheinigung.

Bei Demontagebetrieben, die von einem oder mehreren Herstellern oder deren Bevollmächtigten für die
unentgeltliche Rücknahme von Altfahrzeugen bestimmt worden sind, sind zusätzlich die Hersteller oder
deren Bevollmächtigte anzugeben, die den Demontagebetrieb hierzu bestimmt haben. Die
Anforderungen nach den Sätzen 1 bis 3 gelten auch für Sachverständige, technische
Überwachungsorganisationen oder Entsorgergemeinschaften, die die in Satz 1 genannten Betriebe als
Entsorgungsfachbetriebe anerkennen. Die in Satz 1 genannte Stelle erstellt nach den Angaben aus Satz
2 Nr. 1 bis 5 und Satz 3 regelmäßig zu aktualisierende Listen und gibt diese in geeigneter Weise
öffentlich bekannt.

(3) Der Sachverständige (§ 6) teilt der für die Überwachung des jeweiligen Betriebs zuständigen Behörde
mindestens 14 Tage vor der Überprüfung zur Erteilung der Bescheinigung nach § 5 Abs. 3 den
Überprüfungstermin mit. Satz 1 gilt entsprechend bei Betrieben gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2.

Zitiervorschlag: § 7 AltautoV
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt

nu:legal § 7 AltautoV

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 1 von 2Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026



Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/AltautoV/7

nu:legal § 7 AltautoV

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 2 von 2Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026


